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Antrag 

der Abgeordneten Monika Knoche, Marina Steindor und der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


Rückkehr zum Sachleistungsprinzip bei der Zahnbehandlung 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Bundesminister für Gesundheit wird aufgefordert, zu einer so- 
lidarischen Finanzierung der zahnärztlichen Behandlung und zum 
Sachleistungsprinzip zurückzukehren. Insbesondere sind die im 
Beitragsentlastungsgesetz (BeitrEntlG) vom 1. November 1996 ge- 
troffenen Regelungen, die zum Wegfall des Zuschusses für Zahn- 
ersatz für Jugendliche des Jahrgangs 1979 und jünger geführt ha- 
ben und die im Rahmen des 2. GKV-Neuordnungsgesetzes 
(2. GKV-NOG) vom 23. Juni 1997 vorgenommene Umwandlung 
der prozentualen Zuschüsse beim Zahnersatz in Festzuschüsse so- 
wie die Einführung der Kostenerstattung bei kieferorthopädischer 
Behandlung rückgängig zu machen. Zur Verbesserung der Präven- 
tion von Zahnerkrankungen ist Prophylaxe - im Sinne einer auf- 
suchenden Gruppenprophylaxe, die mit Individualpropyhlaxe ver- 
bunden werden kann - auszubauen. 


Bonn, den 12. Juni 1998 

Monika Knoche 
Marina Steindor 

Joseph Fischer (Frankfurt), Kerstin Müller (Köln) und Fraktion 


Begründung 

Der aktuelle Streit um das Abrechnungsgebaren der Zahnärzte 
weist deutlich darauf hin, daß ein Schutz der Versicherten hin- 
sichtlich Qualität und Preisgestaltung unerläßlich ist. Nur durch 
die Rückkehr zum Sachleistungsprinzip kann für alle Zahnpatien- 
tinnen und -patienten erreicht werden, daß sie nicht von der zahn- 
medizinischen Versorgung ausgeschlossen werden und ihnen eine 
qualitätsgesicherte Zahnmedizin zur Verfügung steht. 
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Seit Januar 1998 wird in Folge des 2. GKV-NOG der Zahnersatz 
über die privatärztliche Gebührenordnung der Zahnärzte (GOZ) 
mit dem Patienten abgerechnet. 

Die anfängliche Auseinandersetzung um die Frage, ob die Erstel- 
lung von Heil- und Kostenplänen prinzipiell kostenlos oder von 
den Versicherten bzw, von den Krankenkassen zu tragen seien, 
und die aktuellen Auslegungsdifferenzen innerhalb der Regie- 
rungskoalition sowie zwischen dem Bundesminister für Gesund- 
heit und den Zahnärzten über die Abrechnung von Zahnersatz- 
leistungen, insbesondere ob metallkeramische Verblendungen 
von Kronen und Brücken einer Honorarbindung unterliegen, 
führen zu einer erheblichen Verunsicherung der Patientinnen und 
Patienten. 

Entscheidend aber ist, daß durch das 2. GKV-NOG ein vollständig 
neues System eingeführt worden ist, in dem die prozentualen Zu- 
schüsse beim Zahnersatz durch Festzuschüsse ersetzt worden sind. 
Nach dieser Maßgabe treten die Versicherten in der GKV eine pri- 
vatrechtliche Vertragsgestaltung mit den Zahnärztinnen bzw. 
Zahnärzten. 

Ganze Leistungsspektren sind durch die Einführung der direkten 
Kostenerstattung bei kieferorthopädischer Behandlung gemein- 
sam mit dem Festzuschuß beim Zahnersatz privatrechtlich gere- 
gelt und sind durch keine Vertragsverhältnisse der Vertrags- 
zahnärztinnen bzw. Vertragszahnärzte mit den Krankenkassen 
verbunden. Mit dieser Privatisierung des Abrechnungsverhältnis- 
ses zwischen Zahnärztin/Zahnarzt und Patientin/Patient ist den 
Versicherten der bisher durch das Sozialgesetzbuch V gewährlei- 
stete Schutz und die Qualitätssicherung durch die Krankenkassen 
genommen worden. 

Der vom Bundesminister für Gesundheit, Horst Seehofer, veran- 
laßte Prüfauftrag, wie sich die Mehrheit der Zahnärzte bei der Ab- 
rechnung des Zahnersatzes verhält, ist unangemessen. Um län- 
gerfristig den Schutz der Versicherten zu garantieren, genügt 
selbst eine entfristete Festlegung des 1,7-fachen der GOZ nicht. 
Mit dem zwischen dem Bundesministerium für Gesundheit und 
der Kassenzahnärztlichen Bundesvereinigung vereinbarten 
Prüfauftrag wird zudem verdeckt, daß die Honorarpreisbindung 
für Zahnersatz sowieso im Jahre 1999 ausläuft. Dies ist durch das 
2. GKV-NOG festgelegt. 

Mit der Privatisierung des Zahnersatzes und mit der Aufhebung 
der Honorarpreisbindung vertiefen sich die Nachteile für die Ver- 
sicherten. Wie die aktuellen Konflikte zeigen, spielt die Zahnme- 
dizin die Vorreiterrolle für die Privatisierung und Deregulierung 
des Gesundheitswesens mit der Folge, daß Leistungsausgrenzun- 
gen stattfinden, die Qualität ungesicherter wird und die Versi- 
cherten finanziell stärker belastet werden. 

Mit dem Beitragsentlastungsgesetz wurde erstmalig eine ganze 
Bevölkerungsgruppe aus einem Teilbereich der gesetzlichen Kran- 
kenversicherung ausgegrenzt. Die Streichung von Zahnersatzlei- 
stung für die nach dem 1. Januar 1979 Geborenen ist kraß unsozi- 
al. Die schleichende Ausgrenzung bei der Zahnprothetik trifft 
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nachweislich besonders Kinder und Jugendliche aus sozial be- 
nachteiligten Schichten. 

Das Fehlen eines systematischen Aufbaus einer aufsuchenden Be- 
treuung, wie sie im Rahmen der Gruppenprophylaxe insbesonde- 
re in Kindergärten und Schulen optimal durchgeführt werden 
kann, verschärft die zahngesundheitlichen Risiken. Eine Honorie- 
rung der Individualprophylaxe im Rahmen der niedergelassenen 
zahnärztlichen Behandlung gleicht dieses Defizit nicht aus. 
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